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MalBnahmen im Zusammenhang mit der Bewaltigung der durch die Ausbrei-
tung des ,,Corona-Virus“ bedingten besonderen Situation;
Dienstanweisung/Anordnung aufgrund des 6ffentlich-rechtlichen Haus-
rechts und der dienstrechtlichen Fursorgepflicht

Auf der Grundlage des o6ffentlich-rechtlichen Hausrechts und der dienstrechtlichen
Fursorgepflicht treffe ich unter Anderung der Dienstanweisung vom 07. Mai 2020,
03. August 2020 und vom 26. November 2020 im Einklang mit der Bayerischen

InfektionsschutzmaRnahmenverordnung folgende

Dienstanweisung
und

Anordnungen:

1. Anwendungsbereich

Die folgenden Bestimmungen gelten fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
sowie die Besucherinnen und Besucher! der Gebaude des Amtsgerichts Min-

chen in der

Pacellistrafle 5,
Maxburgstralie 4,
Linprunstral3e 22,

Infanteriestrafl3e 5.

Die Verfahrensleitung und die Sitzungspolizei durch die zustandigen Vorsit-

zenden in gerichtlichen Verfahren bleiben unberiihrt.

! Bei allen Bezeichnungen, die auf Personen bezogen sind, meint die gewahlte Formulie-
rung alle Geschlechter.




2. Allgemeine HygienemalRnahmen

a. Alle Mitarbeiter sind aufgefordert, besonders auf die allgemeinen Hygi-

enemalRnahmen zu achten, inshesondere

- Abstand halten (mindestens 1,5 Meter);

- engen Korperkontakt mit offensichtlich erkrankten Personen meiden;

- Verzicht auf das Ubliche Handeschutteln — sowohl der Beschéftigten
unter einander als auch mit Dritten;

- Berihrung des eigenen Gesichts mit ungewaschenen Handen vermei-
den;

- haufiges und ausgiebiges Handewaschen mit Seife und -soweit mog-
lich- Nutzung der Desinfektionsspender;

- Benutzung von Einmaltaschentiichern zum Husten und Niesen — alter-
nativ: Niesen und Husten in die Ellenbeuge;

- haufiges und grindliches Liften von geschlossenen Raumen.

b. Besucher werden in geeigneter Weise zur Beachtung der Hygienere-
geln aufgefordert. Im Eingangsbereich, in den Sanitaranlagen und in
den Fluren sind deutlich sichtbare Hinweise zu den Hygieneregeln und

zur Beachtung des Abstandsgebots angebracht.

Im Eingangsbereich und in Bereichen mit hohem Besucheraufkommen

stehen nach Mdglichkeit Desinfektionsstander zur Verfigung.
3. Zugang zu den Gebauden
a. Von allen Personen, die das Justizgebaude betreten wollen - mit Aus-

nahme von Justizangehdrigen, Polizeibeamten und Rettungskraften im

Einsatz -, wird eine schriftliche Datenerfassung (Selbstauskunft) einge-

holt. Dies bezweckt die Unterstiitzung der Gesundheitsbehérden bei

der nachtraglichen Verfolgung von Infektionsketten.

Eine solche Selbstauskunft ist von jedem Besucher unter Angabe der
Personalien einschlie3lich Kontaktdaten (E-Mail-Adresse oder Telefon-

nummer oder Anschrift) gesondert auszuftillen. Fir einen gesamten



Hausstand ist die Abgabe der Selbstauskunft durch eine Person aus-
reichend.

Die Selbstauskiinfte werden ausschlieRlich zum Zweck der Riickver-
folgbarkeit von Infektionen mit COVID-19 erhoben und werden vernich-
tet, sobald sie hierflir nicht mehr benétigt werden.

Besucher werden in dem Formular zur Selbstauskunft aul3erdem gebe-
ten, die Gerichts- bzw. Behoérdenleitung zu verstandigen, wenn sie in-

nerhalb von zwei Wochen nach ihrem Besuch positiv auf COVID-19

getestet werden.

Besucher werden in geeigneter Form angehalten, beim Warten vor der
Kontrollstelle zu anderen Wartenden und zur Kontrollstelle einen Min-

destabstand von 1,50 Metern einzuhalten.

Wird die Abgabe der Selbstauskunft verweigert, wird der betreffenden

Person der Zutritt zum Gebaude verwehrt. Die Entscheidung hiertiber

trifft die Gerichtsverwaltung.

Erkennbar kranken Personen wird ebenfalls der Zugang zum Gebaude

verwehrt. Anzeichen einer relevanten Erkrankung sind Husten, Atem-
not, Kurzatmigkeit, Niesen, Schnupfen und / oder Fieber. Die Justiz-
wachtmeister der Zugangskontrolle messen in Zweifelsfallen kontaktlos

die Kdrpertemperatur.

Soll einer Person, bei der es sich um einen Verfahrensbeteiligten han-

delt, der Zutritt durch die Gerichtsverwaltung verwehrt werden, ist vor
der Entscheidung der zustandige Richter, Staatsanwalt oder Rechts-
pfleger zum Zwecke der Belehrung zu konsultieren, damit diesem die
Moglichkeit eroffnet wird, den Verfahrensbeteiligten tber die Folgen
seiner Weigerung und des hiermit verbundenen Ausbleibens zu aufzu-
klaren. Im Falle, dass einer erkennbar kranken Person der Zutritt zum
Gebaude verwehrt wird, gentigt die Unterrichtung des zustandigen

Richters oder Rechtspflegers. Entsprechend ist fir Pressevertreter zu

verfahren, soweit diese beabsichtigen, Uber konkrete Verfahren zu be-



richten; im Ubrigen ist bei Pressevertretern die Entscheidung des Pres-

sesprechers oder der Dienstleitung herbeizufuhren.

4. Tragen einer medizinischen Maske (sogenannte OP-Masken) oder eine

FFP2-Maske bzw. eine Maske mit mindestens gleichwertig genormtem
Standard?

a.

b)

Besucher, ab dem 15. Geburtstag, Verfahrensbeteiligte, Rechtsan-
walte und ehrenamtliche Richter miissen ab Betreten des Gebaudes

eine FFP2-Maske tragen.

Diese Pflicht gilt auf allen Begegnungs- und Verkehrsflachen in den
Dienstgeb&uden, insbesondere die Wartebereiche vor Sitzungssélen,
die SanitarrAume und die Kantine sowie beim Betreten von Dienstréu-

men. Gleiches gilt fir die Nutzung von Aufziigen.

Befreit vom Tragen einer Maske sind:

Kinder bis zum sechsten Geburtstag;

Personen, die glaubhaft machen kénnen, dass ihnen das Tragen eines
Mund-Nasen-Schutzes aufgrund einer Behinderung oder aus gesund-
heitlichen Griinden nicht moglich oder unzumutbar ist. Der Nachweis
kann durch Vorlage eines arztlichen Attests im Original gefiihrt wer-
den. In Zweifelsfallen kann die Gerichtsverwaltung den Zutritt zum Ge-
baude verwehren (siehe obige Ziffer 3c). Fur die Dauer des Gerichts-

aufenthalts wird diesen Personen ein Visier zum Tragen ausgehandigt.
Das Abnehmen des Mund-Nasen-Schutzes ist zuldssig, solange es zu
Identifikationszwecken oder zur Kommunikation mit Menschen mit

Horbehinderung erforderlich ist.

Korrespondierend tragen alle Justizangehérigen bei der Benutzung al-

ler Begegnungs- und Verkehrsflachen sowie bei Nutzung der Aufzlige
mindestens eine OP-Maske. Dies gilt auch beim Kontakt mit Beteilig-

ten und Besuchern in Dienstraumen, wenn aus dienstlichen Griinden

2 Zur besseren Lesbarkeit werden im Folgenden nur die Begriffe ,OP-Maske” oder ,FFP2-
Maske" verwendet.



der Mindestabstand von 1,50 Metern nicht gewahrt werden kann oder
die Mindestflache von 10 Quadratmetern fir jede im Raum befindliche

Person unterschritten wird.

Bei der Aktenverteilung, wenn diese nicht auf3erhalb der tblichen

Dienstzeiten erfolgt, tragen die hiermit befassten Mitarbeiter ebenfalls
mindestens eine OP-Maske.

Eine Verpflichtung zum Tragen einer OP-Maske besteht fur alle Mitar-
beiter auch bei Arbeiten in mehrfach belegten Biros und in Vorzim-
mern soweit der Mindestabstand von 1,5 Metern nicht zuverlassig ein-
gehalten werden kann oder die Mindestflache von 10 Quadratmetern
fur jede im Raum befindliche Person unterschritten wird. Dies gilt auch
beim Vorhandensein von Abtrennungen. Eine Belegung von Biros mit
mehreren Mitarbeitern, in denen der Mindestabstand von 1,5 Metern
nicht zuverlassig eingehalten werden kann oder die Mindestflache von
10 Quadratmetern fur jede im Raum befindliche Person unterschritten

wird, ist nach Moéglichkeit zu vermeiden.

Beim Betreten eines Dienstzimmers ist die Maske solange zu tragen,
bis ein fester Sitzplatz unter Wahrung des Abstandsgebots eingenom-

men wurde.

Bei Fahrten im Dienst-PKW muss in jedem Fall mindestens eine OP-
Maske getragen werden. Fahrgaste missen auf den Hinterbanken
Platz nehmen. Es darf nur ein Fahrgast pro Hinterbank versetzt sitzend

befordert werden.

Im Sitzungssaal gilt fir Besucher und Verfahrensbeteiligte die Pflicht
zum Tragen einer FFP2-Maske mindestens bis zum Sitzungsbeginn
und ab Sitzungsende. Nach Eréffnung der mindlichen Verhandlung

entscheidet der zustandige Vorsitzende aufgrund der sitzungspolizeili-

chen Gewalt nach § 176 GVG Uber das Tragen einer Mund-Nasen-
Schutzes. Grundsatzlich gilt das Verhllungsverbot nach § 176 Abs. 2
GVG. Hiervon kann der Vorsitzende aus Griinden des Gesundheits-
schutzes in richterlicher Unabhangigkeit Ausnahmen gestatten oder

generell das Tragen von Mund-Nasen-Schutz wéahrend der mundlichen



Verhandlung anordnen.

e. Gegeniber externen Dienstleistern wirken die Leitung des Amtsge-

richts darauf hin, dass deren Mitarbeiter die Vorgaben zum Tragen ei-
ner Mund-Nasen-Schutzes beachten.

5. Verhalten in den Gebauden

a. In den gesamten Geb&auden einschlief3lich der Sitzungsséle und der
Wartebereiche ist das Mindestabstandsgebot (mindestens 1,50 Meter)

strikt einzuhalten, auch wenn Mund-Nasen-Schutz getragen wird.

b. Die maximalen Kapazitatsgrenzen der Sitzungsséle wurde durch ent-
sprechende Kennzeichnung der Sitzmdglichkeiten durch die Gerichts-
verwaltung vorgegeben und sind strikt einzuhalten. Bei der Wahl des
Sitzungssaals fur ein konkretes Verfahren und bei der Zulassung von

Besuchern bzw. Verfahrensbeteiligten soll dies beriicksichtigt werden.

c. Liftungsempfehlungen in den Sitzungssalen bzw. Besprechungsrau-

men sind grundsatzlich zu beachten.

d. Die Aufzugsanlagen dirfen grundsatzlich jeweils nur von einer Person

benutzt werden, die gréReren Lastenaufziige auch von zwei Personen.
Gehbehinderten Mitarbeitern und Besuchern ist Vorrang einzuraumen.
Die Benutzung des Aufzugs durch eine weitere Person ist dann gestat-
tet, wenn diese als Hilfsperson fir behinderte Mitarbeiter oder Besu-

cher (etwa zum Schieben des Rollstuhls oder zur Begleitung einer blin-

den oder sehbehinderten Person) unverzichtbar ist.

e. Justizwachtmeister werden damit beauftragt, die Einhaltung der Re-
geln, insbesondere des Mindestabstands und des Tragens eines
Mund-Nasen-Schutzes, bei regelmafligen Rundgangen zu kontrollieren
und durchzusetzen. Sie sind befugt, gegentber Besuchern die erfor-

derlichen Anordnungen zu treffen.



6. Dienstreisen, Dienstbesprechungen, Fortbildungen, Kaffeerunden, Ur-

laubsreisen
a. Dienstreisen werden nur genehmigt, wenn sie zwingend notwendig
sind. Personen mit einem hoheren Risiko fiir einen schweren Krank-

heitsverlauf wird die Teilnahme an Dienstreisen freigestellt.

b. Dienstbesprechungen, Workshops und sonstige dienstlich veranlasste

Zusammenkinfte sind auf das unumganglich notwendige Maf3 zu be-
grenzen unter strikter Einhaltung des Mindestabstands von 1,5 Metern
sowie Beachtung der Hygiene- und Luftungskonzepte. Die Nutzung
von Video- und Telefonkonferenztechnik sowie die Nutzung von Micro-

soft Teams ist verstarkt in Betracht zu ziehen.

In der Einladung zu unverzichtbaren Dienstbesprechungen und &hnli-
chen dienstlich veranlassten Zusammentreffen mit externen Teilneh-
mern ist darauf hinzuweisen, dass Personen mit unspezifischen Allge-
meinsymptomen oder Atemwegsproblemen jeglicher Schwere sowie
Personen, die wissentlich Kontakt zu einem bestatigt an COVID-19 Er-

krankten hatten, von einer Teilnahme absehen missen.

c. Fortbildungen, Justizeinsatztraining sowie Prasenzmafl3hahmen des

Gesundheitsmanagement bleiben bis auf weiteres ausgesetzt.

d. Feiern von Geburtstagen, Dienstjubilaen, Beférderungen, Amtswech-

seln etc., Kaffeerunden sowie Raucherrunden im Dienstgebaude oder

auf dem dazu gehoérenden Gelande sind untersagt.

e. Private Auslandsreisen kdnnen dienstrechtlich nicht untersagt werden,

denn sie betreffen das aufRerdienstliche Verhalten des Bediensteten.
Auch durfen entsprechende Urlaubsantrége nicht abgelehnt werden.

Im Eigeninteresse ist es derzeit fur keinen Justizangehdorigen sinnvoll,
eine Auslandsreise zu unternehmen, solange die vom Auswartigen Amt

ausgesprochene generelle Reisewarnung besteht.

Justizangehdrige, die eine solche Reise planen, werden gebeten, vor

Reiseantritt ihren Dienstvorgesetzten hiervon in Kenntnis zu setzen.



7. Arbeits- und dienstrechtliche Auswirkungen der Corona-Krise

Hierzu wird auf das JMS vom 01.03.2021 sowie JMS vom 17. Februar 2021, je
Gz. 9050-VI-1503/2020, und das FMS vom 15.02.2021, Gz. 25—-P 2506 — 1/69
sowie das FMS vom 02. Oktober 2020 Gz. P 1400-1/101 verwiesen.

8. In-Kraft-Treten

Diese Anordnung tritt am 08.03.2021 in Kraft und gilt bis auf Weiteres.

gez. Ehrt


https://www.justiz-netz.bayern.de/media/personal/gesundheit/jms_vom_22._april_2020_dienst-_und_arbeitsrechtliche_maßnahmen.pdf
https://www.justiz-netz.bayern.de/media/personal/gesundheit/jms_vom_22._april_2020_dienst-_und_arbeitsrechtliche_maßnahmen.pdf
https://www.justiz-netz.bayern.de/media/personal/gesundheit/fms_vom_21._april_2020.pdf

